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FrANkFUrter ALLGeMeiNe ZeitUNG

I n den letzten wochen wurden 
familienpolitische themen wie 
das elterngeld, das ehegatten-
splitting oder die Hinterbliebe-
nenrente kontrovers diskutiert. 

Anlass waren die Verhandlungen über 
den bundeshaushalt. es ist richtig, be-
stehende instrumente zu überprüfen 
und dabei auch einsparpotentiale zu 
identifizieren. Angesichts der schrump-
fenden erwerbsbevölkerung und der oft 
nicht ausreichenden sozialen Absiche-
rung insbesondere von Frauen ist eine 
sachliche Abwägung der jeweiligen ef-
fekte auf die erwerbsanreize und die 
Gleichstellung aber drängender denn je. 
Denn sowohl bei der einkommensbe-
steuerung als auch in den sozialversi-
cherungen gibt es regelungen, die den 
beitrag des Zweitverdienenden zum 
Haushaltseinkommen vermindern oder 
die eine beschäftigung weniger lohnend 
erscheinen lassen. 

in Deutschland sind diejenigen mit 
dem geringeren einkommen in ehen 
oder Partnerschaften mit kindern selte-
ner und in geringerem Umfang erwerbs-
tätig als in anderen Ländern. Dies sind 
in rund drei Viertel der Haushalte Frau-
en. Die erwerbsquote von Frauen ist im 
internationalen Vergleich mittlerweile 
zwar hoch, allerdings arbeiten Frauen 
in Deutschland weit häufiger als Män-
ner in teilzeit oder sind nur geringfügig 
beschäftigt. 

Die geringeren erwerbsanreize für 
Zweitverdienende sind nicht nur mit 
blick auf deren eigene soziale Absiche-
rung problematisch. Der demographi-
sche wandel wird in den kommenden 
Jahren den schon bestehenden Fach-
kräfte- und Arbeitskräftemangel weiter 
verstärken. Deshalb ist es auch gesamt-
wirtschaftlich wichtig, die Anreize für 
die Aufnahme und Ausweitung einer 
erwerbstätigkeit zu unterstützen. Das 
kurzfristige einsparpotential muss so-
mit immer im Zusammenhang mit den 
erwerbsanreizen betrachtet werden.

beim Elterngeld sollen nach Vor-
schlag der bundesregierung eltern mit 
einem zu versteuernden einkommen 
von zusammen mehr als 150.000 euro 
im Jahr künftig kein elterngeld mehr er-
halten. bisher liegt diese Grenze bei 
300.000 euro. Die vorgeschlagene Än-
derung betrifft die obersten vier Prozent 
der einkommensverteilung. Dies ist 
zwar eine Personengruppe, bei der für 
einen einkommensersatz in der eltern-
zeit typischerweise kein dringender fi-
nanzieller bedarf zu erwarten ist. was 
bei der Diskussion jedoch vernachlässigt 
wird: Die streichung droht einen wichti-
gen erfolg des elterngelds zurückzudre-
hen. Das elterngeld wurde eingeführt, 
um gerade Paare mit höherer bildung 
und höherem einkommen zu motivie-
ren, mehr kinder zu bekommen. es soll-
te zudem die Gleichstellung fördern. Zu 
beiden Zielen hat das elterngeld beige-
tragen: Die empirische evidenz zeigt, 
dass die Geburtenrate nach einführung 
des elterngelds vor allem bei Frauen mit 
höherem einkommen und höherem bil-
dungsniveau deutlich angestiegen ist. 
Zudem beteiligen sich die Väter häufiger 
an der kinderbetreuung. so hat sich 
auch die erwerbsbeteiligung von Müt-
tern erhöht. Die geplante senkung der 
einkommensgrenze im elterngeld be-
trifft also vor allem Haushalte, bei 
denen die intendierten Anreize in der 
tat gewirkt haben. wird ihnen das Argu-
ment für eine Aufteilung der elternzeit 
genommen, so dürfte für den elternteil 
mit dem niedrigeren einkommen –  
meist die Frauen –  wieder ein stärkerer 
Druck entstehen, die elternzeit alleine 
zu übernehmen. Die senkung der ein-
kommensgrenze im elterngeld wäre also 
sowohl für die Gleichstellung als auch 
die Verbesserung der demographischen 
situation durch höhere Geburtenraten 
kontraproduktiv. 

Vom Ehegattensplitting profitieren 
die ehepaare am meisten, deren ein-

sup. HAMbUrG. Das Ostseebad binz 
auf rügen gibt den kampf gegen die in 
sichtweite der badestrände geplante im-
portanlage für Flüssigerdgas (LNG) 
nicht auf. Nachdem der bundestag kurz 
vor der sommerpause den Hafen Mukran  
in das LNG-beschleunigungsgesetz auf-
genommen hat und so mit besonders ho-
hem tempo geplant und gebaut werden 
kann, wird nun der blick auf das Geld ge-
lenkt, das die ungeliebten Projekte mög-
lich machen soll. Dem investor Deutsche 
regas GmbH & Co. kGaA, der schon das 
erste privat finanzierte LNG-terminal 
im ostdeutschen Lubmin finanziert hat, 
wird nun ein intransparenter Finanzie-
rungshintergrund vorgeworfen. regas 
weist diese Vorwürfe zurück und spricht 
von „öffentlicher Diskreditierung“ und 
von „Verdachtskampagne“. 

Die solidität des investors ist durchaus 
ein wichtiger Aspekt, weil LNG ein ge-
fährlicher stoff ist. „Für störfallanlagen 
ist die Zuverlässigkeit der betreiberin 
eine zwingende gesetzliche Genehmi-
gungsvoraussetzung“, erläutert der An-
walt reiner Geulen, dessen berliner 
kanzlei von der Gemeinde binz mit den 
recherchen beauftragt wurde. Zu den er-
gebnissen hat er eine umfangreiche Pres-
semitteilung verbreitet, die beim ober-
flächlichen Lesen den Verdacht 
aufkommen lässt, regas könnte tief in 
unsolide finanzielle transaktionen ver-
strickt sein. Geulen bringt das steuer-

paradies Cayman islands ins spiel, das in 
der eU als „risikoland“ eingestuft sei. es 
hätten sich Hinweise darauf ergeben, 
dass „der Geschäftsführer der Deutschen 
regas kapital von einem Fund auf den 
Cayman islands auf ihm gehörende kapi-
talgesellschaften in Deutschland transfe-
riert habe“. Von dort lasse sich über eine 

briefkastenfirma in baden-württemberg 
ein weg in die betreiberfirma rekonstru-
ieren. Man habe, so Geulen, die ermittel-
ten informationen der Financial intelli-
gence Unit des Zolls gemeldet. 

Aus sicht der terminalgegner auf rü-
gen ist allein die tatsache schon verdäch-
tig, dass die investoren in der energie-

branche bisher nicht bekannt waren und 
trotzdem große summen Geld aufgetrie-
ben haben. tatsächlich will regas rund 
200 Millionen euro für die LNG-Anlage 
vor rügen sowie weitere vorbereitende 
Maßnahmen für eine wasserstoffinfra-
struktur investieren. Zudem hat regas 
schon etwa 100 Millionen euro in Lub-
min investiert, wo das erste privatbetrie-
bene LNG-terminal  seit Januar 2023 in 
betrieb ist. 

„Die Deutsche regas ist ein mittelstän-
disches Unternehmen, das von ingo wag-
ner und stephan knabe gegründet wurde, 
um in einer energiewirtschaftlichen Not-
situation zu helfen, um Deutschland und 
vor allem die östlichen bundesländer mit 
dem notwendigen erdgas zu versorgen. 
sie ist vollständig durch eigenkapital fi-
nanziert und erhält keine staatlichen Mit-
tel“, lautet die reaktion des investors auf 
das Misstrauen, das ihm aus dem Ostsee-
bad entgegenschlägt. 

Ungewöhnlich ist die Geschichte der 
beiden Unternehmensgründer durchaus – 
so ungewöhnlich, dass angeblich bundes-
kanzler Olaf scholz bei einem treffen im
Herbst 2022 gesagt haben soll, er komme,
um zu prüfen, ob sie „echt“ seien. stephan 
knabe ist steuerberater, ingo wagner
macht jetzt in immobilien, war aber lange 
Jahre Fondsmanager und investmentban-
ker in London, weshalb ein bezug zu den 
Caymans auch nicht bestritten wird. Das 
sei aber alles ganz transparent, beteuert 

ein sprecher des Unternehmens. Den 
unterschwelligen Vorwurf, Geldwäsche
könnte im spiel sein, weist er zurück:
sämtliche investoren und die Herkunft 
des Geldes seien auch von dritter seite ge-
prüft. Die kontoführenden banken hätten
sowohl eine Geldwäscheprüfung (Anti 
Money Laundering) wie auch eine Her-
kunftsprüfung (know Your Customer) 
vorgenommen. Zu den rund 50 kapitalge-
bern der regas zählen nach Angaben des 
regas-sprechers vor allem Family Of-
fices. einige sind reeder, andere haben 
ihr Geschäft teilweise im Gas- und Che-
miesektor betrieben.

Auch die auf infrastruktur spezialisier-
te australische investmentbank Macqua-
rie hat sich als kapitalgeber bei regas en-
gagiert. Diese sei auch ein wichtiger 
kooperationspartner, weil regas  auf die 
expertise der auf LNG-Projekte speziali-
sierten tochtergesellschaft wave Crest 
energy zurückgreifen könne. ein solches 
Projekt ohne expertise zu bauen, hält 
man bei regas für eine völlig abwegige 
idee. Die Geschäftsführung habe mehr 
als 20 Jahre erfahrung mit LNG und den 
zugehörigen infrastrukturen. im Hafen 
Mukran wird das engagement von regas 
unterdessen über LNG hinausgehen. be-
standteil der Gespräche mit dem bund 
sei auch der einstieg in den  wasserstoff-
import  gewesen, so der regas-sprecher. 
bis 2026 soll daher auch noch ein  elek-
trolyseur gebaut werden. Beliebt: die Mole des Hafen Mukran vor dem Ostseebad Binz Foto dpa

hen, da die daraus entstehenden renten-
ansprüche nicht verrechnet werden. eine 
reform der Hinterbliebenenrente erfor-
dert aber einiges an Detailarbeit und 
eine lange Übergangszeit. Zudem gilt 
auch hier ein bestandsschutz, es sollte 
sich für bestehende ehen oder Hinter-
bliebene also nichts ändern. ein beispiel 
für die erfolgreiche Umsetzung einer sol-
chen reform bietet schweden: Dort wur-
de 1988 die Hinterbliebenenrente refor-
miert, mit Gültigkeit für die vom  Jahr 
1990 neu geschlossenen ehen.

würden die Anreize zur Aufnahme 
oder Ausweitung einer erwerbsarbeit 
für Zweitverdienende verbessert, hätte 
dies gleich mehrere Vorteile: erstens re-
duzieren zusätzlich erworbene renten-
ansprüche von Zweitverdienenden das 
risiko von Altersarmut. Diese Personen 
wären auch im Falle einer scheidung 
besser abgesichert. Zweitens erhöhen 
sich mit steigender erwerbsarbeit die 
beträge zu den sozial- und rentenversi-
cherungen. Drittens hätte eine Verringe-
rung der Arbeitskräfteengpässe positive 
effekte auf das mittel- bis langfristige 
wachstum und damit auch auf den 
wohlstand in Deutschland. Von höheren 
erwerbsanreizen für Zweitverdienende 
würden am ende also alle profitieren, al-
len voran die betroffenen selbst.

Dem Sachverständigenrat zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
 gehören an:  Veronika Grimm (Friedrich-
Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg), 
Ulrike  Malmendier (University of California 
in  Berkeley), Monika Schnitzer (Vorsitzende, 
Ludwig-Maximilians-Universität München), 
Achim Truger (Universität Duisburg-Essen)  und 
 Martin Werding (Ruhr-Universität Bochum)

kommen sehr unterschiedlich sind. Je 
höher das einkommen des Hauptverdie-
nenden und je größer der einkommens-
abstand zum Zweitverdienenden ist, des-
to größer ist der steuermindernde effekt 
des ehegattensplittings. bei exakt gleich 
verdienenden Paaren gibt es hingegen 
gar keinen entlastenden effekt. Das 
konstrukt des ehegattensplittings ver-
ringert daher den Anreiz zur Aufnahme 
einer erwerbsarbeit des Zweitverdienen-
den und sogar noch stärker die Auswei-
tung der stundenanzahl. Diese effekte 
sind empirisch klar nachgewiesen. Der 
sachverständigenrat wirtschaft hat 
schon im Jahresgutachten 2021 verschie-
dene reformvorschläge diskutiert. bei 
einigen der im Gutachten vorgestellten 
Optionen können die erwerbsanreize 
deutlich gestärkt werden, ohne den 

staatshaushalt zu belasten. eine reform 
müsste natürlich dem verfassungsrechtli-
chen Gebot zum schutz der ehe genü-
gen. insbesondere müsste das existenz-
minimum des Partners oder der 
Partnerin weiterhin steuerlich freige-
stellt werden. reformen sollten nur neu 
geschlossene ehen betreffen, da be-
stehende ehen einem bestandsschutz 
unterliegen. kurzfristiges einsparpoten-
tial für den bundeshaushalt ist daher 
nicht zu erwarten.

Die Hinterbliebenenrente wurde 
eingeführt, um die ehepartner beim vor-
zeitigen tod des Hauptverdieners abzusi-
chern. im aktuellen deutschen recht er-
hält der hinterbliebene Partner 55 
Prozent der rentenansprüche des Haupt-
verdieners, plus Zulagen für jedes kind. 
Damit erwerben witwer oder witwen, 

abweichend vom Äquivalenzprinzip der 
rentenversicherung, Ansprüche, ohne in 
das system eingezahlt zu haben. Gleich-
zeitig werden selbst erworbene renten-
ansprüche der Hinterbliebenen teilweise 
mit der Hinterbliebenenrente verrech-
net. wenn der ehepartner ein hohes ein-
kommen erzielt, verringert sich also der 
Anreiz, einer erwerbsarbeit nachzuge-
hen, um fürs Alter vorzusorgen. besser 
wäre daher, das sogenannte rentensplit-
ting zum standard zu machen. bei die-
sem Ansatz, der jetzt schon optional ge-
wählt werden kann, teilen sich die 
ehepartner die in der ehe erworbenen 
rentenansprüche jeweils hälftig auf. Da-
durch wären beide im Alter zusätzlich zu 
ihren vor der ehe erworbenen Ansprü-
chen abgesichert. sie hätten beide einen 
Anreiz, einer erwerbsarbeit nachzuge-

Keine Privilegien für  die 
Alleinverdiener-Ehe
elterngeldreform, ehegattensplitting und Hinterbliebenenrente verringern 
die Anreize  für Zweitverdiener – meistens Frauen –, zu arbeiten. 
Das zu ändern hätte Vorteile für die Gleichstellung und den Arbeitsmarkt. 
ein Gastbeitrag des sachverständigenrats zur begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen entwicklung.
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